Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3796 


Der Bundesminister der Verteidigung 


Bonn, den 19. September 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Amtliche Verteilung eines CSU-Olympia-Kalenders im 
Standort München an Soldaten der Bundeswehr 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Buchstaller, Jung 
und Genossen 
- Drucksache VI/3746 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß über die Standortkom- 
mandantur München an Soldaten der Bundeswehr im Standort 
München ein Olympia-Kalender der CSU-Landesleitung mit 
Werbeslogans der CSU verteilt wird? 

2. Trifft es zu, daß diesen Olympia-Kalender eine Werbekarte 
beigeheftet ist, in der die Empfänger - hier also die Soldaten 
der Bundeswehr - aufgefordert werden, der CSU beizutreten 
und ferner um Anschriften weiterer CSU-Interessenten geworben 
wird? 


Es ist der Bundesregierung bekannt, daß anläßlich der Olym- 
pischen Spiele im Informationszentrum der Standortkomman- 
dantur München von Soldaten der Bundeswehr ein von der 
CSU-Landesleitung herausgegebener Olympia-Kalender verteilt 
worden ist. Im Inneren des Kalenders befinden sich Werbeslo- 
gans der CSU. Darüber hinaus war dem Kalender eine Werbe- 
karte der CSU beigeheftet. 


3. Widerspricht dieses Vorgehen nicht der bisher geübten Praxis, 
daß die im Bundestag vertretenen Parteien jede Art politischer 
Werbung in den Einrichtungen der Bundeswehr unterlassen? 

Die Verteilung des Kalenders steht im Widerspruch zum § 15 
Soldatengesetz, wonach sich im Dienst der Soldat nicht zugun- 
sten oder zuungunsten einer bestimmten politischen Richtung 
betätigen und insbesondere nicht als Werber für eine politische 
Gruppe wirken darf. 
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Wie festgestellt wurde, sind die Kalender ohne Wissen der zu- 
ständigen Vorgesetzten beschafft und auf spezielle Anforderung 
abgegeben worden. Nach Bekanntwerden des parteipolitischen 
Werbecharakters wurde durch die Vorgesetzten sofort die wei- 
tere Verteilung untersagt. 


4. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diese nach ihren 
eigenen Erlassen rechtswidrige Verteilung künftig zu unterbin- 
den? 


Die Bundesregierung wird alles tun, was ihr möglich ist, um die 
Bundeswehr aus den parteipolitischen Auseinandersetzungen 
und aus dem beginnenden Wahlkampf herauszuhalten. 


In Vertretung 

Berkhan 
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